
 

  

S 47 AS 3598/14

Sozialgerichtsbarkeit Bundesrepublik Deutschland

Land -
Sozialgericht Landessozialgericht Sachsen-Anhalt
Sachgebiet Grundsicherung für Arbeitsuchende
Abteilung -
Kategorie Urteil
Bemerkung -
Rechtskraft -
Deskriptoren vermeidbare Ausgaben

selbständige Tätigkeit
Fotogeschäft
Gewinn
notwendige Betriebsausgaben
Tilgungsraten
Nachweis

Leitsätze 1. Bei der Ermittlung des Gewinns eines
Selbstständigen können nur die
notwendigen Betriebsausgaben
berücksichtigt werden, die nachgewiesen
worden sind.

2. Erfolgte Tilgungszahlungen können nur
als notwendige Betriebsausgaben
anerkannt werden, wenn sie einem
bestimmten Darlehensvertrag zugeordnet
werden können, aus dem die
Zahlungsverpflichtung folgt. Existieren
verschiedene Versionen eines
Darlehensvertrags und macht der
Selbstständige zu den Umständen der
Tilgungszahlungen und der vertraglichen
Verpflichtungen widersprüchliche
Angaben, geht dies zu seinen Lasten.

Normenkette SGB II § 11
SGB II § 13 Abs 1 Nr 1
Alg II-V § 3 Abs 3 Satz 1

1. Instanz

Aktenzeichen S 47 AS 3598/14
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2. Instanz

Aktenzeichen L 5 AS 5/19
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3. Instanz

Datum -

Die Berufung wird zurÃ¼ckgewiesen.

AuÃ�ergerichtliche Kosten der KlÃ¤gerin sind nicht zu erstatten.

Die Revision wird nicht zugelassen.

Â 

Tatbestand:

Â 

Die KlÃ¤gerin begehrt fÃ¼r August 2014 bis Januar 2015 die GewÃ¤hrung hÃ¶herer
Leistungen nach dem Sozialgesetzbuch Zweites Buch â�� Grundsicherung fÃ¼r
Arbeitsuchende (SGB II). 

Â 

Die KlÃ¤gerin war selbststÃ¤ndig tÃ¤tig und betrieb ein FotogeschÃ¤ft. Sie bewohnte eine
Mietwohnung mit einer GrÃ¶Ã�e von 87,74 qm. Hiervon wurde eine FlÃ¤che von 34 qm
gewerblich genutzt. Die Kosten der Wohnung beliefen sich auf 695 Euro/Monat (Grundmiete
538 Euro, Nebenkosten 78,50 Euro und Heizkosten 78,50 Euro) laut Mietvertrag. Die
Warmwasserbereitung erfolgte Ã¼ber Durchlauferhitzer; die Kosten wurden Ã¼ber die
Wohnungsstromrechnung gezahlt. Aus einem Schreiben des Vermieters vom 28. Mai 2015
und der VorvermieterbestÃ¤tigung geht hervor, dass die KlÃ¤gerin trotz zwischenzeitlich
geltend gemachter ErhÃ¶hung der Vorauszahlungen zumindest bis Mai 2015 weiterhin nur
Unterkunftskosten i.H.v. 695 Euro/Monat zahlte. 

Â 

Die KlÃ¤gerin bezog zunÃ¤chst von Dezember 2010 bis November 2011 sowie von MÃ¤rz
bis Mai 2012 Leistungen nach dem SGB II von dem Beklagten. FÃ¼r Dezember 2011 und
Januar 2012 sowie ab 1. Juni 2012 erklÃ¤rte sie den Verzicht auf SGB II-Leistungen. Bis
Januar 2014 bezog sie keine Leistungen nach dem SGB II. 

Â 

Bereits im April 2011 teilte die KlÃ¤gerin dem Beklagten mit, dass ein privates Darlehen
i.H.v. 24.000 Euro bestehe. Am 29. April 2014 Ã¼bersandte sie an den Beklagten einen
Darlehensvertrag bezÃ¼glich eines Betrages von 23.800 Euro, den sie mit ihrer Mutter als
Darlehensgeberin mit Datum vom 8. Juli 2010 abgeschlossen habe. Darin war als Sicherheit
ein â��S-PrÃ¤miensparvertrag Flexibel der Sparkasse M.â�� vereinbart. Die Verzinsung des
Darlehens sollte mit 5 % erfolgen, fÃ¼r die RÃ¼ckerstattung des Darlehens war eine
Laufzeit von 5 Jahren vereinbart. Es existiert ein weiterer, inhaltlich abweichender Vertrag
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Ã¼ber diese Summe.

Â 

Mit Schreiben vom 11. Juni 2014 teilte die KlÃ¤gerin dem Beklagten mit, dass ein
Kreditvertrag Ã¼ber 7.000 Euro mit ihrer Mutter mÃ¼ndlich geschlossen worden sei. Der
schriftliche Vertrag werde mit deren gesetzlichen Vertreter zeitnah erstellt und
nachgereicht. Der Kredit werde fÃ¼r den Kauf einer digitalen Spiegelreflexkamera im Wert
von ca. 3500 Euro gebraucht. Weiterhin sei eine Durchsicht ihres Minilab (Foto- und
Filmentwicklungsmaschine) mit Kosten von ca. 2.500 bis 3.500 Euro geplant gewesen. Die
KlÃ¤gerin Ã¼bersandte dem Beklagten einen Darlehensvertrag vom 21. Juli 2014 â��
abgeschlossen von ihr und N1 als gesetzlichem Vertreter von N2 FÃ¼r die RÃ¼ckerstattung
des Darlehens war eine Laufzeit von 20 Monaten vereinbart. Â§ 7 des Darlehensvertrages
sah vor, dass die DarlehensrÃ¼ckzahlung spÃ¤testens 1 Jahr nach der ersten
Darlehenszahlung (die am 25. April 2013 erfolgt sein soll) beginnen mÃ¼sse.

Â 

Die KlÃ¤gerin stellte am 16. Juni 2014 einen Weiterbewilligungsantrag. In der vorlÃ¤ufigen
ErklÃ¤rung Ã¼ber ihr voraussichtliches Einkommen (EKS) gab sie die Zahlung von 350 Euro
als monatliche Darlehensrate an. 

Â 

Mit Bescheid vom 21. August 2014 bewilligte der Beklagte der KlÃ¤gerin fÃ¼r den Zeitraum
vom 1. August 2014 bis zum 31. Januar 2015 vorlÃ¤ufige Leistungen i.H.v. 704,55 Euro
monatlich und berÃ¼cksichtigte die Zahlung der Darlehensrate von 350 Euro monatlich als
Betriebsausgabe.

Â 

Mit Ã�nderungsbescheid vom 24. September 2014 bewilligte der Beklagte fÃ¼r den
Zeitraum vom 1. Oktober 2014 bis zum 31. Januar 2015 vorlÃ¤ufige Leistungen i.H.v.
620,01 Euro monatlich. Es erfolgte hierbei eine Neuberechnung der Kosten der Unterkunft
und Heizung aufgrund der NebenkostenerhÃ¶hung. Hierbei wurden die Kosten des
gewerblich genutzten WohnflÃ¤chenanteils von 34 qm nicht mehr im Rahmen der
Unterkunftskosten, sondern bei der Einkommensberechnung als Betriebsausgaben
berÃ¼cksichtigt. Mit Bescheid vom 22. November 2014 erfolgte die Ã�nderung fÃ¼r Januar
2015 wegen der ErhÃ¶hung des Regelbedarfs mit LeistungsgewÃ¤hrung i.H.v. 628,20
Euro. 

Â 

Den am 8. Oktober 2014 von der KlÃ¤gerin erhobenen Widerspruch gegen den
Ã�nderungsbescheid vom 24. September 2014 wies der Beklagte mit
Widerspruchsbescheid vom 1. Dezember 2014 als unbegrÃ¼ndet zurÃ¼ck. 

Â 

Die KlÃ¤gerin reichte die abschlieÃ�ende EKS ein. Sie gab hierin Tilgungsraten fÃ¼r das
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Darlehen in den Monaten August und September 2014 von jeweils 700 Euro, in den
Monaten November 2014 und Januar 2015 von jeweils 350 Euro und im Dezember 2014
i.H.v. 1.400 Euro an.

Â 

Mit Bescheid vom 28. September 2015 setzte der Beklagte die Leistungen abschlieÃ�end
auf 665,37 Euro monatlich fÃ¼r August bis Dezember 2014 und auf 673,56 Euro fÃ¼r
Januar 2015 fest. Dabei legte der Beklagte einen Bedarf fÃ¼r Unterkunft und Heizung i.H.v.
514,93 Euro/Monat und ein anzurechnendes Einkommen der KlÃ¤gerin i.H.v. 506,75
Euro/Monat zugrunde. Die Ã¼ber einen monatlichen Betrag von 350 Euro hinausgehende
Darlehenstilgung wurde nicht berÃ¼cksichtigt.

Â 

Mit weiterem Bescheid vom 28. September 2015 Ã¼ber die Erstattung von Leistungen bei
endgÃ¼ltiger Festsetzung des Leistungsanspruchs wurden fÃ¼r August und September
2014 insgesamt 78,36 Euro zurÃ¼ckgefordert. 

Â 

Gegen die Bescheide vom 28. September 2015 legte die KlÃ¤gerin am 15. Oktober 2015
Widerspruch ein. Sie begrÃ¼ndete diesen vor allem damit, dass die betrieblich bedingten
Darlehenszahlungen nicht zum Abzug gebracht worden seien. 

Â 

Mit Schreiben vom 15. November 2015 teilte die KlÃ¤gerin dem Beklagten mit, dass
aufgrund der Nichtanerkennung der Verbindlichkeiten durch den Beklagten die
Arbeitsmittel Spiegelreflexkamera und Minilab vom Darlehensgeber zur Sicherung
Ã¼bernommen worden seien. Diese stÃ¼nden nun nicht mehr zur VerfÃ¼gung. Sie
Ã¼bersandte dem Beklagten Rechnungen bezÃ¼glich der mit den aufgenommenen
Darlehen getÃ¤tigten GeschÃ¤fte: Kauf des Minilab, Rechnung vom 30. September 2008
Ã¼ber 30.400,93 Euro; Wartung/Reparatur des Minilab, Rechnungen vom 16. November
2012 Ã¼ber insgesamt 4.280,54 Euro und Kauf der Spiegelreflexkamera, Rechnung vom
24. Juli 2013 Ã¼ber 3.685,20 Euro.

Â 

Mit Widerspruchsbescheid vom 8. Januar 2016 wies der Beklagte den Widerspruch vom 15.
Oktober 2015 als unzulÃ¤ssig zurÃ¼ck. 

Â 

Gegen den Widerspruchsbescheid vom 1. Dezember 2014 hat die KlÃ¤gerin am 9.
Dezember 2014, gegen den Widerspruchsbescheid vom 8. Januar 2016 hat sie am 2.
Februar 2016 jeweils Klage vor dem Sozialgericht (SG) Magdeburg erhoben. 

Â 
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Mit Beschluss vom 6. Dezember 2017 (berichtigt mit Beschluss vom 12. Februar 2018) hat
das SG die beiden Verfahren verbunden.

Â 

Die KlÃ¤gerin hat KontoauszÃ¼ge eingereicht, aus denen Zahlungen zur Kredittilgung an
N2 i.H.v. jeweils 700 Euro im August und September 2014, von jeweils 350 Euro im
November 2014 und Januar 2015 und von 1.400 Euro im Dezember 2014 hervorgegangen
sind. Die KlÃ¤gerin hat mit Schreiben vom 24. September 2018 mitgeteilt, dass der
Kreditvertrag zum 31. Dezember 2018 gekÃ¼ndigt worden sei. Es sei keine weitere Tilgung
erfolgt und der Kreditgeber habe von seinem SonderkÃ¼ndigungsrecht Gebrauch gemacht.
Die offene Kreditsumme von 3.500 Euro sowie ca. 740 Euro Zinsen seien bis zum 31.
Dezember 2018 zurÃ¼ckzuzahlen. Im Jahr 2014 seien 3.150 Euro getilgt worden, im Jahr
2015 350 Euro.

Â 

Die KlÃ¤gerin hat einen weiteren Darlehensvertrag vom 1. Januar 2013 Ã¼ber einen Betrag
von 2.700 Euro, abgeschlossen mit N2 als Kreditgeber Ã¼bersandt. In der mÃ¼ndlichen
Verhandlung hat die KlÃ¤gerin erklÃ¤rt, dass ein Darlehen i.H.v. 2.700 Euro fÃ¼r die
Reparatur des Minilab verwendet worden sei. 

Â 

Das Sozialgericht hat die Klage mit Urteil vom 23. Oktober 2018 abgewiesen, weil die
Zahlungen von mehr als 350 Euro monatlich nicht notwendig im Sinne von Â§ 3 Abs. 2 der
Arbeitslosengeld II-Verordnung gewesen seien. AuÃ�erdem sei unklar geblieben, wofÃ¼r
das Darlehen verwendet worden sei. 

Â 

Gegen das ihrem damaligen ProzessbevollmÃ¤chtigten am 3. Dezember 2018 zugestellte
Urteil hat die KlÃ¤gerin am 2. Januar 2019 Berufung eingelegt. 

Â 

Im ErÃ¶rterungstermin am 12. April 2019 und mit Schreiben vom 24. Mai 2020 hat die
KlÃ¤gerin erklÃ¤rt, dass die 7.000 Euro aus dem Darlehen der Mutter fÃ¼r die
Spiegelreflexkamera und dazugehÃ¶riges Equipment verwendet worden seien. Die
Tilgungsraten von August 2014 bis Januar 2015 seien auf den Kredit i.H.v. 23.800 Euro
sowie auf den Kredit i.H.v. 7.000 Euro in jeweils gleicher HÃ¶he erfolgt.

Â 

Im ErÃ¶rterungstermin am 13. November 2020 hat die KlÃ¤gerin weitere AusfÃ¼hrungen
bezÃ¼glich der DarlehensvertrÃ¤ge gemacht. Unter anderem hat sie mitgeteilt, dass das
Minilab stillgelegt worden wÃ¤re, wenn sie die Zahlungen nicht geleistet hÃ¤tte. Die
Stilllegung sei dann auch im Jahr 2019 dadurch passiert, dass ihre Mutter und deren Partner
ihr die Benutzung des Minilab verboten hÃ¤tten. Auch die Spiegelreflexkamera habe sie
ihrer Mutter mittlerweile gegeben. Die 1.750 Euro, die vom Beklagten nicht anerkannt

                             5 / 13



 

wÃ¼rden, mÃ¼sse sie vom Darlehensgeber zurÃ¼ckfordern.

Â 

Die KlÃ¤gerin trÃ¤gt vor, dass sie zunÃ¤chst am 4. Oktober 2012 ein Darlehen i.H.v. 2.700
Euro von ihrem Bruder N1 aufgenommen habe mit flexibler RÃ¼ckzahlung ohne feste
Vertragslaufzeit. Die Kreditsumme sei vollstÃ¤ndig fÃ¼r die Wartung des Minilab i.H.v.
4.280,54 Euro verwendet worden. Mit dem weiteren Darlehen der Mutter i.H.v. 7.000 Euro
habe sie zunÃ¤chst die finanzierte Differenz zum Darlehen des Bruders (1.580,54 Euro)
beglichen und sodann eine Spiegelreflexkamera fÃ¼r 3.685,20 Euro erworben. Die Laufzeit
des Kredits sei auf 20 Monate beschrÃ¤nkt gewesen. Die RÃ¼ckzahlung habe spÃ¤testens
am 25. April 2014 beginnen mÃ¼ssen. Es sei eine gewichtige Tilgung des Darlehens bei
ausreichenden Betriebseinnahmen erwartet worden. Ã�berdies sei bislang
unberÃ¼cksichtigt geblieben, dass sie auch das am 8. Juli 2010 aufgenommene Darlehen
i.H.v. 23.800 Euro zu bedienen gehabt habe, fÃ¼r das monatliche Raten i.H.v. 396,67 Euro
zu zahlen gewesen seien. Vereinbartes Laufzeitende sei Juli 2015 gewesen. Hinsichtlich der
Kosten der Unterkunft und Heizung gehe sie nunmehr davon aus, dass diese in voller
HÃ¶he vom Beklagten Ã¼bernommen worden seien. 

Â 

Die KlÃ¤gerin beantragt, 

Â 

das Urteil des Sozialgerichts Magdeburg vom 23. Oktober 2018 aufzuheben und den
Beklagten unter AbÃ¤nderung des Bescheides vom 28. September 2015 zu verpflichten, ihr
fÃ¼r den Zeitraum vom 1. August 2014 bis zum 31. Januar 2015 Leistungen unter
BerÃ¼cksichtigung weiterer Darlehenskosten in HÃ¶he von 1.750 Euro zu gewÃ¤hren. 

Â 

Der Beklagte beantragt, 

Â 

die Berufung zurÃ¼ckzuweisen. 

Â 

Er trÃ¤gt vor, dass die hÃ¶heren Tilgungsleistungen seiner Auffassung nach nicht
notwendig gewesen seien. Ã�berdies sei der Darlehensvertrag vom 21. Juli 2014 nicht
â��gelebtâ�� worden. Dies sei auch bei den frÃ¼heren DarlehensvertrÃ¤gen der Fall
gewesen. Entgegen der vertraglichen Vereinbarung sei mit der RÃ¼ckzahlung nicht nach
einem Jahr nach der Darlehensauszahlung begonnen worden. FÃ¼r diesen Fall sei im
Darlehensvertrag vereinbart gewesen, dass die gesamte Summe sofort fÃ¤llig werde. Dies
sei offenbar nicht der Fall gewesen. 

Â 
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Das Gericht hat Beweis erhoben durch Vernehmung des Bruders der KlÃ¤gerin, Herrn N1.
Wegen des Inhalts der Beweisaufnahme wird auf die Sitzungsniederschrift vom 11. August
2022 Bezug genommen. 

Â 

Hinsichtlich der weiteren Einzelheiten des Sachverhalts und des Vorbringens der Beteiligten
wird auf den Inhalt der Gerichtsakte und der Verwaltungsakten des Beklagten ergÃ¤nzend
verwiesen. Diese sind Gegenstand der mÃ¼ndlichen Verhandlung gewesen.

Â 

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Â 

I.

Die Berufung der KlÃ¤gerin ist form- und fristgerecht gemÃ¤Ã� Â§ 151 Sozialgerichtsgesetz
(SGG) eingelegt worden. Sie ist auch statthaft gemÃ¤Ã� Â§ 144 Abs. 1 S. 1 SGG, da der
Wert des Beschwerdegegenstands 750 Euro Ã¼bersteigt.

Â 

Gegenstand des Berufungsverfahrens ist der Bescheid vom 28. September 2015, mit dem
der Beklagte der KlÃ¤gerin abschlieÃ�end Leistungen fÃ¼r den Zeitraum vom 1. August
2014 bis zum 31. Januar 2015 bewilligt hat. Es handelt sich um eine kombinierte
Anfechtungs- und Leistungsklage (Â§ 54 Abs. 1 Satz 1, Abs. 4 SGG); die KlÃ¤gerin begehrt
hÃ¶here Leistungen.

Â 

II.

Die Berufung ist unbegrÃ¼ndet. 

Â 

1.

Â 

Die KlÃ¤gerin gehÃ¶rte im streitgegenstÃ¤ndlichen Zeitraum zum Kreis der
leistungsberechtigten Personen. Sie erfÃ¼llte die Voraussetzungen nach Â§ 7 Abs. 1 Satz 1
Nr. 1 bis 4 SGB II (bestimmtes Alter, ErwerbsfÃ¤higkeit, HilfebedÃ¼rftigkeit, gewÃ¶hnlicher
Aufenthalt in Deutschland). Ein Ausschlusstatbestand (vgl. Â§ 7 Abs. 1 Satz 2, Â§Â§ 4, 5 SGB
II) lag nicht vor.

Â 

                             7 / 13

https://dejure.org/gesetze/SGG/151.html
https://dejure.org/gesetze/SGG/144.html
https://dejure.org/gesetze/SGG/54.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_II/7.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_II/7.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_II/7.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_II/4.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_II/5.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_II/5.html


 

2.

Â 

Bei der KlÃ¤gerin ist die fÃ¼r den begehrten hÃ¶heren Leistungsanspruch erforderliche
weitere HilfebedÃ¼rftigkeit nicht nachgewiesen. Nach Â§ 9 Abs. 1 SGB II ist
hilfebedÃ¼rftig, wer seinen Lebensunterhalt nicht oder nicht ausreichend aus dem zu
berÃ¼cksichtigenden Einkommen oder VermÃ¶gen sichern kann und die erforderliche Hilfe
nicht von anderen, insbesondere von AngehÃ¶rigen oder von TrÃ¤gern anderer
Sozialleistungen erhÃ¤lt. 

Â 

a.

Â 

In den Monaten August bis Dezember 2014 bestand fÃ¼r die KlÃ¤gerin ein monatlicher
Regelbedarf von 391 Euro, im Januar 2015 von 399 Euro (Â§ 20 Abs. 2 SGB II,
Regelbedarfsstufe 1). 

Â 

Als Bedarf fÃ¼r Kosten der Unterkunft und Heizung gem. Â§ 22 SGB II fielen Kosten i.H.v.
426,46 Euro/Monat (entsprechend dem Anteil der WohnflÃ¤che von 61,25 %, da ein Anteil
von 34 qm der Wohnung gewerblich genutzt wurde).

Â 

b.

Â 

Auf den Bedarf der KlÃ¤gerin ist das nach Â§Â§ 11 ff. SGB II zu berÃ¼cksichtigende
Einkommen anzurechnen (Â§ 7 Abs. 3 Nr. 3a i. V. m. Â§ 9 Abs. 2 Satz 2 SGB II). 

Â 

Die KlÃ¤gerin verfÃ¼gte Ã¼ber Einnahmen aus einer selbststÃ¤ndigen TÃ¤tigkeit, dem
Betrieb eines FotogeschÃ¤ftes. Ihr diesbezÃ¼gliches Einkommen war geeignet, die
HilfebedÃ¼rftigkeit teilweise entfallen zu lassen. 

Â 

aa.

Â 

Zur Berechnung des Einkommens sind von den Betriebseinnahmen die im
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Bewilligungszeitraum tatsÃ¤chlich geleisteten notwendigen Ausgaben mit Ausnahme der
nach Â§ 11b SGB II abzusetzenden BetrÃ¤ge ohne RÃ¼cksicht auf steuerrechtliche
Vorschriften abzusetzen. FÃ¼r jeden Monat ist der Teil des Einkommens zu
berÃ¼cksichtigen, der sich bei der Teilung des Gesamteinkommens im
Bewilligungszeitraum durch die Anzahl der Monate im Bewilligungszeitraum ergibt. 

Â 

Als Einkommen zu berÃ¼cksichtigen sind Einnahmen in Geld oder Geldeswert abzÃ¼glich
der nach Â§ 11b abzusetzenden BetrÃ¤ge mit Ausnahme der in Â§ 11a genannten
Einnahmen (Â§ 11 Abs. 1 S. 1 SGB II in der vom 1. April 2011 bis 31. Juli 2016 geltenden
Fassung a.F.). Nach Â§ 11b Abs. 1 Nr. 5 SGB II in der Fassung vom 1. Januar 2013 bis zum
31. Juli 2016 sind von dem Einkommen insbesondere abzusetzen die mit der Erzielung des
Einkommens verbundenen notwendigen Ausgaben. Die Berechnung von Einkommen aus
Gewerbebetrieben richtet sich gem. Â§ 13 Abs. 1 Nr. 1 SGB II a.F. nach den Â§Â§ 3 ff. der
Verordnung zur Berechnung von Einkommen sowie zur NichtberÃ¼cksichtigung von
Einkommen und VermÃ¶gen beim Arbeitslosengeld II/Sozialgeld (Alg II-V). 

Â 

Danach ist bei der Berechnung des Einkommens aus selbststÃ¤ndiger Arbeit,
Gewerbebetrieb oder Land- und Forstwirtschaft von den Betriebseinnahmen auszugehen.
Betriebseinnahmen sind alle aus selbstÃ¤ndiger Arbeit, Gewerbebetrieb oder Land- und
Forstwirtschaft erzielten Einnahmen, die im Bewilligungszeitraum (Â§ 41 Abs. 1 S. 4 SGB II)
tatsÃ¤chlich zuflieÃ�en (Â§ 3 Abs. 1 S. 1 und S. 2 Alg II-V). 

Â 

bb.

Â 

Nach Â§ 3 Abs. 3 S. 1 Alg II-V sollen tatsÃ¤chliche Ausgaben nicht abgesetzt werden, soweit
diese ganz oder teilweise vermeidbar sind oder offensichtlich nicht den LebensumstÃ¤nden
wÃ¤hrend des Bezuges der Leistungen zur Grundsicherung fÃ¼r Arbeitsuchende
entsprechen. Ausgaben kÃ¶nnen bei der Berechnung nicht abgesetzt werden, soweit das
VerhÃ¤ltnis der Ausgaben zu den jeweiligen ErtrÃ¤gen in einem auffÃ¤lligen
MissverhÃ¤ltnis steht (Â§ 3 Abs. 2 S. 4 Alg II-V). Diese Vorschriften tragen dem
Nachranggrundsatz des Â§ 2 Abs. 2 S. 1 SGB II bei der Einkommensanrechnung Rechnung.
Einkommen soll vorrangig zur Deckung des Lebensunterhaltes eingesetzt werden. 

Â 

cc.

Â 

In der abschlieÃ�enden Leistungsbewilligung (Bescheid vom 28. September 2015) ist die
Einkommensanrechnung korrekt erfolgt. 
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Â 

Der Beklagte hat sÃ¤mtliche von der KlÃ¤gerin angegebenen Betriebseinnahmen und
Betriebsausgaben der Berechnung zugrunde gelegt, auÃ�er die einen monatlichen Betrag
von 350 Euro Ã¼bersteigenden Tilgungsraten (insgesamt 1.750 Euro im streitigen
Zeitraum) sowie ReprÃ¤sentationskosten (insgesamt 52,20 Euro im streitigen Zeitraum.) 

Â 

Die ReprÃ¤sentationskosten wurden von der KlÃ¤gerin weder im Verwaltungs- und
Widerspruchsverfahren noch im gerichtlichen Verfahren nachgewiesen bzw. geltend
gemacht. Es bestehen insoweit auch keine Anhaltspunkte dafÃ¼r, dass diese angefallen
sind. 

Â 

Die weiteren von der KlÃ¤gerin geltend gemachten Tilgungsraten zur RÃ¼ckzahlung von
Darlehen kÃ¶nnen nicht als nachgewiesene Betriebsausgaben berÃ¼cksichtigt werden. 

Â 

Zwar hat die KlÃ¤gerin durch Ã�bersendung der KontoauszÃ¼ge nachgewiesen, dass
Zahlungen zur Darlehenstilgung auf das Konto ihrer Mutter erfolgten. 

Â 

Jedoch konnte sich der Senat nicht von der von der Notwendigkeit dieser Zahlungen
Ã¼berzeugen. In keinem der vorgelegten DarlehensvertrÃ¤ge war die HÃ¶he der
monatlichen Tilgungsraten vereinbart worden. Es konnte von der KlÃ¤gerin nicht plausibel
erklÃ¤rt werden, aus welchem Grund und fÃ¼r welchen Vertrag BetrÃ¤ge gerade in dieser
HÃ¶he im streitigen Zeitraum geleistet wurden. Das Bestehen von zwei verschiedenen
Versionen des Darlehensvertrages Ã¼ber 23.000 Euro wurde von ihr nicht erklÃ¤rt.
Hinsichtlich dieses Vertrages hat sie in der mÃ¼ndlichen Verhandlung zunÃ¤chst erklÃ¤rt,
dieser sei nicht abgezahlt, auf Nachfrage ist von ihr mitgeteilt worden, dieser sei
vollstÃ¤ndig beendet worden. 

Â 

Auch die Aussagen des Zeugen fÃ¼hrten nicht zur KlÃ¤rung der Frage, aus welchem Grund
und auf welchen Vertrag die BetrÃ¤ge in der von der KlÃ¤gerin vorgetragenen HÃ¶he
geleistet wurden. Vielmehr war dem Zeugen ein mit ihm abgeschlossener Darlehensvertrag
Ã¼ber 2.700 Euro nicht bekannt. Er selbst kenne lediglich den Darlehensvertrag Ã¼ber
7.000 Euro, den er nur unterschrieben habe. Ã�ber die Einzelheiten der
VertragsdurchfÃ¼hrung hat er keine Angaben tÃ¤tigen kÃ¶nnen. 

Â 

Die KlÃ¤gerin hat widersprÃ¼chliche Angaben hinsichtlich der getÃ¤tigten Tilgungsraten
gemacht. Einerseits hat sie in der mÃ¼ndlichen Verhandlung erklÃ¤rt, dass die Zahlungen
ausschlieÃ�lich fÃ¼r den Kredit Ã¼ber 7.000 Euro erfolgt seien. Andererseits hat sie im
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ErÃ¶rterungstermin am 12. April 2019 vorgetragen, die Tilgungsraten seien auf den Kredit
fÃ¼r das Minilab Ã¼ber 23.800 Euro und auf den Kredit fÃ¼r die Spiegelreflexkamera
Ã¼ber 7.000 Euro geleistet worden. 

Â 

Es bestehen schon Zweifel daran, ob die beiden DarlehensvertrÃ¤ge mit der Mutter der
KlÃ¤gerin wirksam abgeschlossen wurden. Es ist jedoch nicht nachgewiesen, dass die
VertrÃ¤ge nach der Auszahlung der jeweiligen Darlehenssumme von der KlÃ¤gerin im
Hinblick auf die RÃ¼ckzahlungen tatsÃ¤chlich erfÃ¼llt werden mussten.

Â 

Laut der Regelung im Darlehensvertrag vom 21. Juli 2014 Ã¼ber einen Betrag von 7.000
Euro habe spÃ¤testens ein Jahr nach der Auszahlung der Darlehenssumme (am 25. April
2013) mit der RÃ¼ckzahlung begonnen werden mÃ¼ssen. Dies wÃ¤re im April 2014
gewesen. Die RÃ¼ckzahlung erfolgte jedoch zunÃ¤chst bis August 2014 nicht, ohne dass
die vereinbarte Rechtsfolge â�� sofortige FÃ¤lligkeit der gesamten Summe â�� eingetreten
wÃ¤re. Die KlÃ¤gerin selbst hat in der mÃ¼ndlichen Verhandlung erklÃ¤rt, dass sie
jahrelang keine Tilgungen ihrer Darlehen in den Zeiten ohne Leistungsbezug vorgenommen
habe. 

Â 

Es steht mithin zur Ã�berzeugung des Senats fest, dass die DarlehensrÃ¼ckzahlungen von
der Kreditgeberin und Mutter der KlÃ¤gerin nicht erwartet wurden, die KlÃ¤gerin diese also
im streitigen Zeitraum insgesamt auch hÃ¤tte vermeiden kÃ¶nnen. 

Â 

Auch das von der KlÃ¤gerin behauptete Nutzungsverbot der von den Darlehenszahlungen
erworbenen Sachmittel (Spiegelreflexkamera und Minilab) in den Jahren 2015 und 2019 war
nach ihrem eigenen Vortrag in der mÃ¼ndlichen Verhandlung zu keinem Zeitpunkt erfolgt.
Insoweit hat sie erklÃ¤rt, dass ihre Mutter im Jahr 2014 verstorben sei. Ihr frÃ¼herer
Vortrag, wonach die Sachmittel im Jahr 2015 bzw. 2019 durch die Darlehensgeberin
entzogen worden seien, sei nur erfolgt, um â��ein Druckmittel aufzubauenâ��. 

Â 

Nach ihren eigenen Angaben hatte die DarlehensrÃ¼ckzahlung nur dann zu erfolgen, wenn
es ihr wirtschaftlich mÃ¶glich war. Auch in der mÃ¼ndlichen Verhandlung konnte die
KlÃ¤gerin nicht Ã¼berzeugend darlegen, dass im streitigen Zeitraum Ã¼berhaupt
Tilgungsleistungen seitens ihrer Mutter erwartet worden waren. Vielmehr sei ihre Mutter
seit September 2014 nicht mehr geschÃ¤ftsfÃ¤hig gewesen und im Dezember 2014
verstorben. Aufgrund dieser Angaben ist davon auszugehen, dass sÃ¤mtliche Tilgungsraten
ab September 2014 (auch die in den Monaten September, November, Dezember 2014 und
Januar 2015 vom Beklagten berÃ¼cksichtigten BetrÃ¤ge von jeweils 350 Euro) nicht
notwendig gewesen sind. 

Â 
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dd.

Â 

Unter BerÃ¼cksichtigung der anerkannten Tilgungsraten i.H.v. 1.750 Euro im streitigen
Zeitraum ergibt sich ein durchschnittlicher monatlicher Gewinn von 506,75 Euro. Hiervon
hat der Beklagte Absetzungen i.H.v. 175,85 Euro (Fahrtkosten zur ArbeitsstÃ¤tte,
Altersvorsorgeaufwendungen, Versicherungspauschale) sowie den
ErwerbstÃ¤tigenfreibetrag von 81,35 Euro richtig abgesetzt und ein anrechenbares
Einkommen i.H.v. 249,55 Euro zugrunde gelegt. Zwar wÃ¤re vom Gewinn ein weiterer
Betrag fÃ¼r Raumkosten i.H.v. 88,47 Euro abzusetzen gewesen. Diesen Betrag hat der
Beklagte jedoch als weitere Kosten der Unterkunft und Heizung berÃ¼cksichtigt, wodurch
die KlÃ¤gerin (aufgrund des durch die Berechnung des Beklagten hÃ¶her angesetzten
ErwerbstÃ¤tigenfreibetrages) begÃ¼nstigt wurde.

Â 

c.

Â 

HÃ¶here Kosten der Unterkunft und Heizung sind nicht angefallen und werden auch nicht
mehr geltend gemacht. Der Beklagte hat vorliegend bereits hÃ¶here als die tatsÃ¤chlichen
Kosten der Unterkunft und Heizung gewÃ¤hrt. Er hat nicht den korrekten prozentualen
Anteil von 38,75 % (entsprechend dem betrieblich genutzten Anteil von 34 qm bei einer
GesamtflÃ¤che der Wohnung von 87,74 qm) von den tatsÃ¤chlichen Wohnkosten
abgesetzt.

Â 

III.

Â 

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 SGG. 

Â 

Die Revision war nicht zuzulassen, weil kein Zulassungsgrund nach Â§ 160 Abs. 2 Nr. 1 oder
Nr. 2 SGG vorliegt. Es handelt sich um eine Einzelfallentscheidung auf gesicherter
Rechtsgrundlage.

Â 

Erstellt am: 31.01.2023
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